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Abréviations

SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen

und -direktoren
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
BAG Bundesamt für Gesundheit
KVAG Krankenversicherungsaufsichtsgesetz

CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
Etats

CDS Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
OFSP Office fédéral de la santé publique
LSAMal Loi sur la surveillance de l'assurance-maladie
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Chronique générale

Politique sociale

Assurances sociales

Assurance-maladie

Im Rahmen ihrer Offensive für tiefere Krankenkassenprämien reichten die Kantone
Tessin (Kt.Iv. 20.300), Genf (Kt.Iv. 20.304), Jura (Kt.Iv. 20.330), Freiburg (Kt.Iv. 20.333)
und Neuenburg (Kt.Iv. 21.300) im Jahr 2020 je eine Standesinitiative ein, mit denen sie
einen stärkeren Einbezug der Kantone bei der Genehmigung der Prämientarife
forderten. Demnach sollte das KVAG dahingehend geändert werden, dass den Kantonen
ein Recht auf eine Stellungnahme «zu den für ihren Kanton geschätzten Kosten und zu
den für ihren Kanton vorgesehenen Prämientarifen gegenüber den Versicherern und
der Aufsichtsbehörde» eingeräumt wird. Dazu sollten die Kantone Zugang zu den dafür
notwendigen Informationen erhalten. Die fünf Kantone störten sich daran, dass die
Kantone seit einem Beschluss des BAG aus dem Jahr 2019 keine Prämiendaten zu
Analysezwecken mehr erhielten, wodurch ihre Rolle im Prämiengenehmigungsverfahren
weiter eingeschränkt worden sei. Seit der Änderung des KVAG beschränke sich diese
auf eine Stellungnahme bezüglich der Kosten, aber nicht mehr zu den Prämientarifen.
Da Kosten und Prämien jedoch «untrennbar miteinander verbunden» seien, verhindere
dies eine Wahrnehmung der Aufsichtsrolle durch die Kantone. Diese sei jedoch im
Hinblick auf eine demokratische Kontrolle der sozialen Krankenversicherung von
grosser Bedeutung.
Im Februar 2021 beantragte die Mehrheit der SGK-SR, den Initiativen keine Folge zu
geben. Zuvor hatte die Kommission Vertreterinnen und Vertreter der GDK, der fünf
Kantone, der Versicherungen sowie der Prämienzahlenden angehört. Die Kommission
betonte die Relevanz der Stellungnahme der Kantone zu den kantonalen
Gesundheitskosten. Eine entsprechende Ausdehnung auf die Prämien lehnte die
Kommissionsmehrheit jedoch ab, da diese auf Faktoren beruhten, die auf Bundesebene
berechnet würden. Daher verfüge nur das BAG, nicht aber die Kantone über einen
entsprechenden Gesamtüberblick, der die Prüfung der Prämien erlaube. Das
Prämiengenehmigungsverfahren solle überdies nicht weiter erschwert werden. 

In der Frühjahrssession 2021 behandelte der Ständerat die fünf Standesinitiativen
zusammen mit der Motion Lombardi (cvp, TI; Mo. 19.4180), mit welcher der Motionär
ebenfalls eine Weitergabe der für die Prüfung der Prämien nötigen Daten an die
Kantone forderte. Erich Ettlin (cvp, OW) legte anfänglich die Position der
Kommissionsmehrheit dar und betonte vor allem den grossen Aufwand und die
Verzögerung, die entstehen würden, wenn 26 Kantone die Prämien von 50
Krankenversicherungen prüfen würden. Für die Kommissionsminderheit, welche den
Standesinitiativen Folge geben und die Motion annehmen wollte, erläuterte Marina
Carobbio Guscetti (sp, TI) die Situation der Kantone: Diese fühlten sich im Prozess der
Prämiengenehmigung nicht angemessen vertreten, obwohl sie die
Leistungserbringenden und Versicherungen in ihren Kantonen gut kennen würden, mit
der demografischen Entwicklung im Kanton vertraut seien und gleichzeitig über das
nötige Fachwissen verfügten, um die Prämien zu prüfen. Sie seien überdies durch
individuelle Prämienverbilligungen, Ergänzungsleistungen und Sozialhilfe an der
Bezahlung der Prämien beteiligt. Eine Prüfung der Prämien würde es ihnen zudem
erlauben, als Gegengewicht zu den Krankenversicherern aufzutreten und die
Entwicklung der Krankenkassenprämien zu beeinflussen. Diese Argumentation schien
die Ständekammer zu überzeugen, mit 21 zu 20 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gab sie den
Standesinitiativen Folge. Auch die Motion Lombardi nahm sie mit 22 zu 18 Stimmen (bei
2 Enthaltungen) an. 1

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 08.03.2021
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2022 behandelte der Nationalrat die fünf Standesinitiativen der
Kantone Tessin (Kt.Iv. 20.300), Genf (Kt.Iv. 20.304), Jura (Kt.Iv. 20.330), Freiburg (Kt.Iv.
20.333) und Neuenburg (Kt.Iv. 21.300) für einen stärkeren Einbezug der Kantone bei
der Genehmigung der Prämientarife – nicht jedoch eine in der Zwischenzeit ebenfalls
eingereichte Standesinitiative des Kantons Waadt (Kt.Iv. 21.323). Die Kommission hatte
zuvor mit 22 zu 1 Stimmen bei 2 Enthaltungen beantragt, den Standesinitiative keine
Folge zu geben. Kommissionssprecher Mäder (glp, ZH) beteuerte jedoch die
grundsätzliche Unterstützung des Anliegens durch die Kommission: Inhaltlich
befürworte man das Anliegen, verfolge dazu aber lieber die Motion Lombardi (damals

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 16.03.2022
ANJA HEIDELBERGER
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cvp, TI; Mo. 19.4180) weiter, welche im Nationalrat bereits angenommen worden sei.
Eine zusätzliche Weiterverfolgung der Standesinitiativen würde daher «einzig ein[en]
administrative[n] Mehraufwand ohne inhaltlichen Zusatznutzen» bedeuten.
Stillschweigend sprach sich die grosse Kammer bei allen fünf Standesinitiativen gegen
Folgegeben aus. 2

Stillschweigend sprach sich der Ständerat in der Herbstsession bezüglich der fünf
Standesinitiativen der Kantone Tessin (Kt.Iv. 20.300), Genf (Kt.Iv. 20.304), Jura (Kt.Iv.
20.330), Freiburg (Kt.Iv. 20.333) und Neuenburg (Kt.Iv. 21.300), die einen stärkeren
Einbezug der Kantone bei der Genehmigung der Prämientarife fordern, gegen
Folgegeben aus. Zuvor hatte der Rat auch der nachträglich eingereichten
Standesinitiative des Kantons Waadt (Kt.Iv. 21.323) Folgegeben verweigert. Das Anliegen
der Initiativen werde bereits durch die Überweisung der Motion Lombardi (damals noch
cvp; TI; Mo. 19.4180) an den Bundesrat weiterverfolgt, wurde der Entscheid begründet.
Damit sind die fünf Ende 2020 eingereichten Standesinitiativen vom Tisch, nicht aber
die Standesinitiative des Kantons Waadt, die als nächstes vom Nationalrat beraten
wird. 3

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 13.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

Abschliessend entschied sich in der Sommersession 2023 auch der Nationalrat auf
Antrag seiner SGK, der Standesinitiative des Kantons Waadt für mehr Mitsprache für die
Kantone bei den Krankenkassenprämien keine Folge zu geben. Nach den fünf bereits
früher behandelten Standesinitiativen war damit auch die nachträglich eingereichte
Standesinitiative zu diesem Thema vom Tisch. 4

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 12.06.2023
ANJA HEIDELBERGER

1) AB SR, 2021, S. 122 ff.; Bericht SGK-SR vom 22.2.21
2) AB NR, 2022, S. 498
3) AB SR, 2022, S. 694 f.; AB SR, 2022, S. 696; Bericht SGK-SR vom 28.3.22 (Kt.Iv. 21.323); Bericht SGK-SR vom 28.3.22 (fünf
Kt.Iv.)
4) AB NR, 2023, S. 1254; Bericht SGK-NR vom 27.4.23 (Kt.Iv. 21.323)
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